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Souverän ohne Volk:  
Der Putsch der Märkte

„Souverän ist, wer über den Ausnah-
mezustand entscheidet“, lautet der 
wohl bekannteste Satz des „furchtba-
ren Juristen“ Carl Schmitt.1 Dieses fa-
tale Diktum ist, wenn auch ironisch ge-
brochen, der Satz zur Lage in Europa. 
Längst ist die vermeintliche Euro-Krise 
zu einer Krise der Demokratie und der 
Souveränität der europäischen Staaten 
geworden. Die Ironie der Geschichte: 
Während der Antiliberale Schmitt Sou-
veränität dezidiert autoritär und anti-
demokratisch denkt,2 geht es heute um 
den Erhalt gerade der demokratischen 
Souveränität des Volkes. 

Seit Beginn der Finanzkrise – und 
forciert durch die staatliche Rettung der 
Banken mittels eigener Verschuldung – 
ist die demokratische Souveränität der 
einzelnen Staaten ihrer schwersten Be-
währungsprobe seit der autoritären Ge-
fährdung der 30er Jahre ausgesetzt und 
dabei zunehmend auf dem Rückzug. 
Offenbar haben wir gegenwärtig den 
bisherigen Höhepunkt der Krise er-
reicht: Nach dem Ende der Regierung 
Papandreou in Griechenland ist auch 
die Regierung Berlusconi der Macht 
der Märkte erlegen. 

Nachdem Italien erst unter Kuratel 
des IWF gestellt worden war – und da-
mit bereits seine fiskalische Souveräni-
tät, die parlamentarische Haushaltsho-
heit, einbüßte –, erzwangen die Finanz-
märkte Berlusconis Rücktritt. Indem 

1 	 Nach Ingo Müller, Furchtbare Juristen. Die un-
bewältigte Vergangenheit unserer Justiz, Mün-
chen 1987. 

2 	 An Stelle des ewigen „Palavers“ der parlamen-
tarischen Demokratie forderte Schmitt nicht 
erst seit seinem Überlaufen zu den Nazis die 
einsame Entscheidung („Der Führer schützt das 
Recht“).

sie italienische Staatsanleihen mit im-
mer höheren Risikoaufschlägen beleg-
ten, haben sie den Daumen über Italien 
gesenkt – und diverse jener Unterneh-
mer gegen Berlusconi auf die Barrika-
den getrieben, die jahrelang allzu ger-
ne von dessen neoliberaler Politik pro-
fitierten. 

Kurzum: Was einer allzu schwachen 
italienischen Linken in 51 Vertrauens-
fragen nicht gelang, nämlich Berlus-
coni zu stürzen, besorgten die Märkte. 
Man kann daher – wie schon im Fal-
le Griechenlands – getrost von einem 
Putsch der Finanzmärkte sprechen. Die 
Finanzmärkte suchen sich heute gewis-
sermaßen ihre eigenen Regierungen. 
Sie sind es, die durchregieren. 

Papandreous Sekunde,  
Merkels Versagen

Nur für einen kurzen Augenblick gab 
es gegen das Diktat der Märkte einen 
Aufschein demokratischer Souveräni-
tät – als der griechische Ministerpräsi-
dent Papandreou für sein Land auf ei-
ner Volksabstimmung über die Sparbe-
schlüsse von Brüssel bestand („Das ist 
ein Akt der Demokratie“). Ausgerech-
net das viel gescholtene Griechenland, 
die „Wiege der Demokratie“, zeigte 
nun, dass das Diktat der Märkte Gren-
zen kennen muss – und schob damit 
den autoritären Regulierungsbemü-
hungen der EU einen demokratischen 
Riegel vor.

Allerdings nur für eine historische 
Sekunde: Denn Papandreou hatte die 
Rechnung ohne den Wirt, sprich: die 
Märkte und deren Erfüllungsgehilfen, 
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gemacht. Die Abstürze an den Börsen 
veranlassten „Merkozy“, wie die Per-
sonalunion von Merkel und Sarkozy 
inzwischen genannt wird, umgehend 
zum Eingreifen: Papandreous Fahrt 
nach Cannes wurde zum Gang nach 
Canossa – die Rücknahme der Volks-
befragung folgte auf den Fuß. Danach 
stand seine Demission fest, sein eigen-
mächtiger Rücktritt kam dieser nur zu-
vor. Wie Italien hat auch Griechenland 
seine Souveränität damit faktisch an 
die Märkte verloren. Angela Merkel 
spricht treffenderweise von der „markt-
konformen Demokratie“, die heute ge-
boten sei.3 Ein entlarvender Begriff: 
Denn längst ist die Volksherrschaft kei-
ne souveräne mehr, sondern eine simu-
lierte, in steter Abhängigkeit von den 
Ausschlägen der Börsen. Frank Schirr-
macher hat recht: Die Demokratie wird 
verramscht,4 und aus Verfassungen, so 
könnte man ergänzen, werden Ramsch-
papiere. Denn, so bringt es Jürgen 
Habermas polemisch auf den Punkt:  
„Weniger Demokratie ist besser für die 
Märkte“.5 

Am Fall Griechenland entpuppte  
sich auch das spezifische Versagen 
der Kanzlerin. Denn zuallererst für 
Deutschland wäre die Selbstermächti-
gung der Griechen kein Schaden, son-
dern von Nutzen gewesen. Was aus 
der neuen Übergangsregierung unter 
Lucas Papademos erwächst, wird man 
sehen. Möglicherweise steht am Ende 
trotzdem und erzwungenermaßen der 
Austritt Griechenlands aus der Euro-
Zone. Das hätte auch der Ausgang der 
gefürchteten Volksabstimmung sein 
können – dann allerdings aus freien 
Stücken. Wie immer sie auch entschie-
den hätten, damit hätten die Griechen 
selbst die demokratische Verantwor-
tung für ihre Politik übernehmen kön-
nen und auch müssen.

3 	 Vgl. www.nachdenkseiten.de/?p=10611.
4 	 Frank Schirrmacher, Demokratie ist Ramsch, 

in: „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ (FAZ), 
2.11.2011.

5 	 Jürgen Habermas, Rettet die Würde der Demo-
kratie, in: FAZ, 5.11.2011.

Deutschland: Vom Zahlmeister  
zum Zuchtmeister

Deutschland wäre dadurch zumindest 
ein Stück weit aus seiner neuen fatalen 
Rolle in Europa herausgetreten. Denn 
hier liegt ein ganz eigener Kollateral-
schaden des letzten Jahres: das funda-
mental geänderte Deutschlandbild in 
Europa. Das deutsche Image hat sich im 
letzten Jahr entscheidend gewandelt: 
Deutschland wurde vom Zahlmeister 
zum Zuchtmeister Europas – mit der 
einsamen Zeremonienmeisterin na-
mens Angela Merkel an der Spitze. 

Dahinter verbirgt sich ein gravie-
rendes Dilemma: Einerseits wird von 
Deutschland in Europa Führung ver-
langt, andererseits wird Deutschland – 
und explizit die Kanzlerin – für ihre ri-
gide Umsetzung der Führungsrolle als 
Spardomina Europas gescholten. Men-
schen zu etwas zu zwingen, kommt 
eben nie gut an – auch wenn es zu ih-
rem „Glück“ sein soll. 

Dadurch aber gerät die große Errun-
genschaft der EU in Gefahr, die Ent-
feindung zwischen den Staaten. Wie 
schnell die eingeübte Befreundung in 
Europa fragil werden kann, zeigen die 
Hetzartikel der „Bild“-Zeitung gegen 
„die Griechen“, aber auch die Protes-
te in Athen, wo regelmäßig Deutsch-
landfahnen mit Nazi-Emblem gezeigt 
werden. Wie schreibt zu recht die fran-
zösische Libération: „Es herrscht ein 
schmutziges Klima in der EU. Und die 
Beziehungen zwischen den Mitglieds-
ländern sind auf gefährliche Weise 
brutal geworden. Dabei gehören sie 
einer politischen Konstruktion an, die 
geschaffen wurde, um eben diese alte 
Form der internationalen Beziehungen 
– wo die Starken die Schwachen domi-
nierten – zu überwinden.“6 Die Einbe-
ziehung des Anderen, auch und gerade 
der schwächeren Staaten, gehörte von 
Beginn an zu den politischen Prinzipi-
en der EU und wurde nicht zuletzt von 
deutscher Seite beherzigt. 

6 	 Vgl. „Libération“, 4.11.2011.
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Doch hier zeigt sich das eigentliche, tie-
fer liegende Problem: Seit 2008, seit der 
Pleite von Lehman Brothers, wird die-
ses politische Leitprinzip der EU immer 
mehr außer Kraft gesetzt. Denn seit-
her herrscht auch in der europäischen 
Union faktisch der Ausnahmezustand, 
hat sich die Politik ihres Primats bege-
ben. Seither wird auch in der EU alles 
der obersten Maxime – der Rettung der 
systemrelevanten Banken – unterge-
ordnet. Letztlich ging es auch bei der 
Rettung Griechenlands stets in erster 
Linie um die Rettung der involvierten 
europäischen Geldhäuser und um die 
Verhinderung von Ansteckungseffek-
ten. Daher zuallererst der Aufschrei der 
anderen Regierungen in Europa – nicht 
aus Sorge um die griechische oder itali-
enische Zukunft. 

Der eigentliche Souveränitätsver-
lust der europäischen Staaten fand da-
her zu einem anderen Zeitpunkt statt, 
nämlich als die Staaten die Banken mit 
Milliarden aus der Malaise befreiten 
und sich nicht ihrerseits Zugriff auf die 
Macht in den Geldhäusern und auf den 
Finanzmärkten verschafften. Selbst Ex-
Finanzminister Peer Steinbrück musste 
unlängst eingestehen, dass es ein Feh-
ler war, damals auf die bloße Freiwillig-
keit der Banken gesetzt zu haben.

Der Fall Griechenland war inso-
fern nur der letzte Beweis dafür, dass 
wir es mit einem Putsch der Märkte zu 
tun haben. Merkel agierte hier von Be-
ginn an weniger als Gestalterin, denn 
als Getriebene der Märkte. Und als Er-
füllungsgehilfin einer grundfalschen 
Sparlogik. Das Beispiel Griechenland 
zeigt: Von Beginn an war das deutsche 
Spardiktat zum Scheitern verurteilt. 
Denn was des einen Exportüberschüs-
se, sind des anderen Schulden. Ohne 
eine Änderung der deutschen Wirt-
schaftspolitik wird es daher keine Lö-
sung der EU-Krise geben. Heute stehen 
wir vor den Trümmern dieser einseiti-
gen Sparstrategie. Auch deshalb steht 
der Kontinent vor der Alternative: Ent-
weder Griechenland verlässt den Eu-
ro-Raum, womit aber heute – vielleicht 

wäre es bei den richtigen Begleitmaß-
nahmen vor einem Jahr anders gewe-
sen – das Problem nicht gelöst wäre, da 
mit Italien (oder gar Frankreich) schon 
der nächste Pleitekandidat wartet. 

Oder die Rettungsmaßnahmen wer-
den in ganz andere Dimensionen vor-
angetrieben. Denn offenbar war es ei-
ne Illusion, genauer: eine fehlgehen-
de Spekulation, zu glauben, durch das 
Hebeln von einer Billion Euro die Pro-
bleme der Euro-Zone lösen zu können 
– womit man sich exakt jener creatio ex 
nihilo bediente, die die Finanzkrise erst 
verursacht hat. Doch auch das konnte 
die Märkte nur für eine Sekunde be-
sänftigten, dann machten sie auch die-
sem Versuch den Garaus.

Letzter Ausweg Notenpresse ?

Am Ende könnte somit doch, wie von 
US-Präsident Barack Obama schon lan-
ge gefordert, die Notenpresse stehen, 
sprich: der Druck frischen Geldes durch 
die Europäische Zentralbank (EZB). In 
der Merkelschen Logik des „Stirbt der 
Euro, stirbt Europa“ müsste, im Fall der 
Fälle, die Übergabe der fiskalischen 
Souveränität an die EZB stehen – als 
lender of last resort, der für alles haf-
tet. Die EZB könnte dann, wie die US-
amerikanische FED, unbegrenzt Geld 
schöpfen und so jede weitere Spekula-
tion gegen den Euro im Keime erstick- 
en – wenn auch unter Inkaufnahme er-
heblicher Inflation.

Auch dahinter verbirgt sich jedoch 
ein Problem demokratischer Souverä-
nität: Denn die deutsche Bevölkerung 
ist – genau wie die griechische – nie-
mals zu dieser Frage, der Abgabe der 
fiskalischen Hoheit, befragt worden. 
Der akute Regelungsbedarf in der EU 
ist dem Stand der europäischen Demo-
kratien also weit enteilt. Es herrscht ein 
demokratisches Souveränitätsvakuum 
auf EU-Ebene. Deshalb erleben wir 
heute in Europa einen permanenten 
autoritären Überschuss, mit radikal an-
tidemokratischen Folgen. 
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Kommissarische Diktatur

Andere wissen es längst: Autoritär re-
giert es sich leichter. Dieses Wissen 
verbindet die Finanzmärkte mit den 
Autokraten dieser Welt, ob in China, 
Russland oder der Türkei. Und auch die 
Regierungschefs der EU spüren unter 
dem Druck der Märkte die autoritäre 
Versuchung. Bereits 1997 hatte Ralf 
Dahrendorf davor gewarnt, dass wir 
uns „An der Schwelle zum autoritären 
Jahrhundert“ befinden.7 Momentan 
nimmt dieser neue Autoritarismus in 
Riesenschritten Kontur an. In Italien 
wie Griechenland wurden nun bereits 
Übergangsregierungen aus „Experten“ 
gebildet, ohne vorausgegangene Wahl. 
Andere Länder könnten diesem Bei-
spiel folgen. In der politischen Theorie 
– wie auch in der realen Geschichte, 
nämlich der römischen – kennt man da-
für durchaus ein Vorbild: die kommis-
sarische Diktatur. Sie hebt die geltende 
Verfassung samt ihrer demokratischen 
Regelungen befristet auf, jedoch ge-
rade mit dem Ziel, ihren grundsätz- 
lichen Bestand zu schützen. Diese Form 
der Diktatur ist eng gekoppelt an den 
Ausnahmezustand als notwendige Vo-
raussetzung. Dieser ist gegeben, wenn 
Existenz oder Grundfunktionen eines 
Staates von der maßgeblichen Instanz 
als akut bedroht angesehen werden.

Genau dieser Fall liegt in Griechen-
land und in Italien vor: Von der maß-
geblichen Instanz, nämlich den Finanz-
märkten, wurden beide Staaten samt 
ihrer gewählten Regierungen quasi 
entmündigt. Das Problem bei alledem: 
Was kommt nach dem Übergang? Was 
mit Hilfe einer Notstandsregierung zu 
einer ökonomischen Sanierung des 
Staates führen soll, könnte auch zu ei-
nem quasi-diktatorischen Dauerüber-
gang werden. Denn jede kommissari-
sche oder Übergangs-Regierung, das 
zeigt die Geschichte, unterliegt der 
Versuchung, ihre Amtsgeschäfte so lan-

7 	 In „Die Zeit“, 14.11.1997; vgl. auch das Ge-
spräch mit Ralf Dahrendorf in: „Blätter“, 9/1996. 

ge wie möglich auszudehnen. Solan-
ge faktisch der Sachzwang der Finanz-
märkte weiter regiert, ist dies jedenfalls 
die ideale Begründung für Übergangs-
regierungen auf Dauer. Auch hier ist 
Angela Merkels Forderung nach einer 
„marktkonformen Demokratie“ beredt. 
Was nämlich kann das anderes hei-
ßen, als dass sich die Politik in Zukunft 
stets zuerst an den ökonomischen Sach-
zwängen orientiert, bevor sie selbst zur 
ausführenden Tat schreitet? Natürlich 
ganz alternativlos – und immer getreu 
dem Diktat der Finanzmärkte.

Die letzten beiden Jahrzehnte waren 
geprägt durch die Figur des Populisten 
vom Typus Berlusconi/Haider; diese 
Dekade könnte geprägt werden durch 
die Figur des Experten. Denn das Heil 
bescheinigen heute die Finanzmärk-
te, und der neue Heilsbringer ist vom 
Schlage „Super-Mario“ Montis. 

Die Transformation der Demokratie 
schreitet derweil munter voran. In je-
dem Falle wächst – auch durch das Ver-
sagen vieler Parteien – die Sehnsucht 
nach Führung. Bei dieser Gelegenheit 
sollte man sich daran erinnern, dass die 
Demokratie im Süden Europas – auch 
wenn sie alte Wurzeln hat – in der zwei-
ten Hälfte des letzten Jahrhunderts kei-
neswegs fest verankert war. Das betrifft 
das Regime der Obristen in Griechen-
land (bis 1974), die Franco-Diktatur in 
Spanien (bis 1975), aber auch das Sala-
zar-Regime in Portugal (bis zur Nelken-
revolution 1974). Salazars Estado Novo, 
sein „Neuer Staat“ der Experten, wurde 
in erster Linie mit dem Bedürfnis nach 
wirtschaftlicher Stabilität legitimiert. 
Auch damals waren es die ökonomi-
schen Sachzwänge, die nach einer Re-
gierung aus „Technikern“ verlangten. 
Ohne die Entmachtung der Märkte und 
die Wiederherstellung des Primats der 
Politik werden die Europäer ihre de-
mokratische Souveränität daher nicht 
wiedererlangen. Souverän im demo-
kratischen Sinne ist heute nicht der, der 
über den Ausnahmezustand entschei-
det, sondern jener, der den herrschen-
den Ausnahmezustand beendet.
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